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Anfang der siebziger Jahre schien sich der Kalte Krieg zu beruhigen. Die
NATO hatte 1967 auf das sowjetische Verlangen nach „friedlicher Koexis-
tenz“ mit einem Doppelkonzept reagiert, das außer Abschreckung durch Ver-
teidigungsfähigkeit eine Entspannungspolitik vorsah. 1969 leiteten Nixon und
Kissinger Verhandlungen mit der UdSSR ein über eine Stabilisierung des Ost-
West-Verhältnisses auf der Grundlage militärischer Parität (die dem Kreml
erstmals zugestanden wurde). Sie unterstützten auch die Bonner Bemühungen
um Konfliktvorbeugung in Deutschland und Europa mit dem Ergebnis, dass
im September 1971 die latent-kritische Lage in Berlin durch einen Modus vi-
vendi überwunden wurde. 1972 wurden die Beziehungen der deutschen Staa-
ten und die global-strategische Relation der Supermächte vertraglich geregelt.
Drei Jahre später weckte die Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa zusätzliche Hoffnungen, dass sich der Kalte Krieg
allmählich dem Ende zuneige. Das erwies sich jedoch bald als Illusion. 1975
brach die kommunistische Seite das Vietnam-Abkommen und eroberte den
von den USA geräumten Süden, und die westliche Aufklärung entdeckte den
beginnenden Aufwuchs sowjetischer Raketen, die sich gegen Westeuropa rich-
teten. Diese SS 20 waren geeignet, das global-strategische Gleichgewicht (das
die UdSSR überdies zu ihren Gunsten zu verändern suchte) zu unterlaufen,
indem sie die NATO auf der euro-strategischen Ebene wehrlos machten. Die
Westeuropäer befürchteten, sie sollten von der globalen Abschreckung abge-
koppelt und danach unwiderstehlichen Pressionen ausgesetzt werden. Maß-
gebliche Regierungschefs, vor allem Bundeskanzler Schmidt, wandten sich
mit ihrer Sorge vergeblich an Washington und Moskau. Präsident Carter war
auf die globale Rüstungsrelation fixiert, und die Breschnew-Führung war nicht
bereit, auf die SS 20 zu verzichten oder auch nur Reduzierungen ihres Auf-
wuchses zu akzeptieren.

Westeuropäischer Druck bewog Carter schließlich 1979 dazu, auf die He-
rausforderung durch die SS 20 zu reagieren, weigerte sich aber nach wie vor,
das Problem in die Gespräche mit der UdSSR über Reduzierung der strategi-
schen Rüstungen einzubeziehen. Für ihn kamen nur separate Verhandlungen
in Betracht. Die Verbündeten sahen sich zum Einverständnis genötigt. Der
Kreml sollte dadurch zum Eingehen auf das westliche Verlangen bewogen
werden, dass man ihn mit der Entschlossenheit konfrontierte, andernfalls wer-
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de man nach Ablauf von vier Jahren Raketen in Westeuropa stationieren, die
sich gegen die Sowjetunion richteten und damit eine neutralisierende Gegen-
bedrohung darstellten. Das wurde im Dezember 1979 von der NATO im „Dop-
pelbeschluss“ festgelegt: Der Westen wollte in Verhandlungen die Bereitschaft
Moskaus testen, aber zugleich eine „Nachrüstung“ vorbereiten, falls sich keine
befriedigende Regelung erreichen lasse. Die damit geschaffene Ausgangspo-
sition für die Auseinandersetzung mit der UdSSR war weit weniger günstig,
als die Urheber meinten. Das Interesse an einer Übereinkunft lag überwiegend
auf westlicher Seite. Vor allem Schmidt hoffte dringend darauf, dass die Ge-
genstationierung nicht erforderlich werden würde. Er setzte auf Abrüstung,
die überdies seiner Partei weithin als allein akzeptable Option erschien. Da
die Bundesrepublik das Land war, von dem die Aufstellung der NATO-Ra-
keten abhing, sah der Kreml der Entwicklung mit Gelassenheit entgegen.

Die sowjetische Führung hatte sich zudem seit langem auf eine Situation
vorbereitet, wie sie nun im Westen entstand. Wie Michael Ploetz und Hans-
Peter Müller darlegen, war auf der Konferenz der kommunistischen Parteien
von 1969 ein – danach vom Moskauer Parteiapparat ausgearbeitetes und auf
einer Reihe weiterer Tagungen ergänztes – Konzept des Kampfes in den west-
lichen Ländern beschlossen worden, durch das der Westen sukzessive nieder-
gerungen werden sollte. Zunächst fehlten jedoch zündende Parolen zur Mo-
bilisierung der Öffentlichkeit gegen die Hauptfeinde USA und NATO. Die
ließen sich nunmehr auf Grund des Doppelbeschlusses formulieren: Wie es
hieß, musste westliche Hochrüstung und die daraus erwachsende nukleare Ver-
nichtung der Menschheit verhindert werden. Den Beweis dafür, dass viele die-
sem Appell folgten und der Westen dann einknickte, hatte kurz zuvor die Kam-
pagne gegen die „Neutronenbombe“ geliefert: Carter hatte darauf verzichtet,
mit einer neuen Waffe der sowjetischen Panzerüberlegenheit ein Ende zu be-
reiten. 

Die Richtlinien Moskaus für den Kampf gegen den Westen „auf gesell-
schaftlicher Ebene“ wurden publiziert und liegen auch in deutscher Sprache
vor.
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 Ebenso gibt es bereits mehrere Untersuchungen über die Interaktionen
der UdSSR und DDR mit Friedensbewegungen in westlichen Ländern.
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besondere Verdienst von Ploetz und Müller ist, die Richtlinien nicht nur als
Quelle für das Vorgehen der Sowjetunion und ihrer Gefolgschaftsstaaten an-
gesichts des Nachrüstungsbeschlusses der NATO herangezogen, sondern auch
deren operative Bedeutung durch Archivdokumente der DDR im Einzelnen
nachgewiesen zu haben. Diese sind nicht, wie man im Westen vielfach gemeint
hat, bloß als ideologische Konstruktionen anzusehen, sondern stellten primär
Anweisungen dar, die in praktisches Handeln umgesetzt wurden, als sich
1980–1983 die Möglichkeit dazu ergab. Ebenso wird deutlich, dass die kom-
munistische Seite die westlichen Protestgruppen zwar nie beherrschte, wohl
aber ihr Vorgehen bei wichtigen Weichenstellungen wesentlich beeinflusste.
Auf ihre Einwirkungen geht zurück, dass der Konsens aller beteiligten Grup-
pen zur alleinigen Richtschnur der Protestaktionen wurde. Damit waren alle
Optionen ausgeschaltet, denen die Kommunisten die Zustimmung verweiger-
ten, und diejenigen Kräfte marginalisiert, die mit der Friedensopposition im
Osten zusammenarbeiten wollten. Eine einseitige Ausrichtung nahezu des ge-
samten Vorgehens gegen die NATO war das Ergebnis. 

In Italien und Frankreich, wo die Kommunisten wegen grundsätzlicher Dif-
ferenzen mit Moskau den Protest nicht organisatorisch und finanziell unter-
stützten, blieb es ruhig. In der Bundesrepublik und den Niederlanden dagegen
war der Erfolg zu Beginn der achtziger Jahre größer, als man in Moskau er-
wartet hatte. Besonders wichtig erschien, dass sich die SPD zunehmend gegen
ihren eigenen Bundeskanzler wandte, weil er für die Raketenstationierung ein-
trat, falls sich die UdSSR unnachgiebig zeige. Dieser hoffte vergebens, dass
ihn der Kreml durch Entgegenkommen unterstützte, um eine Regierungsüber-
nahme durch die CDU/CSU zu verhindern. Dazu bestand nach sowjetischer
Einschätzung kein Grund, weil man meinte, nach dem Fall Schmidts würden
„Friedenskräfte“ die Nachfolge antreten. Auch nachdem im Herbst 1982 Hel-
mut Kohl die politischen Zügel in Bonn ergriffen hatte, glaubte man im Kreml
noch immer an den Sieg der Nachrüstungsgegner. Nach dem Wahlsieg der
CDU/CSU-FDP-Koalition im März 1983 setzte die sowjetische Führung da-
rauf, die Bundesregierung könne den Nachrüstungsbeschluss wegen starken
Widerstands im Lande unmöglich vollziehen. Es kam zwar – wie schon in
den vorangegangenen Monaten und Jahren – zu Massenprotesten, die Statio-
nierungsorte und das Verteidigungsministerium wurden blockiert, aber obwohl
die ersten Raketen mit Hubschraubern eingeflogen werden mussten, das Mi-
nisterium zunächst nur auf dem Luftweg erreichbar war und der Kreml nicht
näher spezifizierte „Gegenmaßnahmen“ und eine „neue Eiszeit“ androhte, ga-
ben Kohl, Genscher und Wörner nicht nach und bewahrten damit die NATO
vor einer möglicherweise tödlichen Krise. Die sowjetische Führung fand sich
mit dem Scheitern ihres Bemühens nicht ab, sondern suchte die entgangene
militärische Überlegenheit doch noch zu gewinnen und verstrickte ihr Land
in eine Überrüstung, die dessen bereits überbeanspruchte Kräfte vollends er-
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schöpfte. Das veranlasste Gorbatschow ab 1986 zu einem Kurswechsel, der
das Ende des Kalten Krieg einleitete.

Ploetz und Müller weisen nach, dass das sowjetische Konzept der „friedli-
chen Koexistenz“ in Theorie und Praxis etwas anderes war, als man im Westen
weithin glaubte: Nicht Entspannung auf der Basis eines wechselseitig stabili-
sierten Status quo, sondern antiwestlicher Kampf mit Mitteln, bei deren Ein-
satz man keinen „großen“ Krieg zwischen Ost und West riskierte, war das
Ziel. Dementsprechend sollten nicht nur bewaffnete Kämpfe in der Dritten
Welt, sondern auch „Friedensoffensiven“ auf der innerstaatlichen Ebene die
Macht des Westens brechen. Der Haltung Schmidts und anderer westlicher
Politiker lag eine fundamentale Fehlwahrnehmung zu Grunde: Die Erwartung,
die Bereitschaft zur Stabilisierung der kommunistischen Besitzstände schaffe
ein kooperatives Verhältnis zur UdSSR, ging völlig an der Wirklichkeit vorbei.
Der Breschnew-Führung galt Schmidt ausschließlich als Widersacher der
SS 20, mit der man sich ein Übergewicht in Europa zu verschaffen hoffte. Er
war folglich ein Feind der sowjetischen Politik insgesamt, den es auszuschalten
galt.
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Vor diesem Hintergrund stellen Ploetz und Müller dar, welche Beschlüsse

über das Vorgehen in den westeuropäischen Ländern der Kreml im Warschau-
er Pakt und auf den Tagungen der ZK-Sekretäre für internationale und ideo-
logische Fragen in den Jahren von 1978 bis 1983 fassen ließ und wie auf dieser
Grundlage der „Friedenskampf“ in der Bundesrepublik durch den Friedensrat
der DDR und andere Vermittler organisiert wurde. Drei einschlägige Proto-
kolle des SED-Politbüros sind im Wortlaut beigefügt. Insgesamt bietet das
Buch einen klaren und zuverlässigen Einblick in das kommunistische Bemü-
hen um Instrumentalisierung der westdeutschen Anti-Raketen-Bewegung und
in die zu Grunde liegenden konzeptionellen Vorstellungen der UdSSR. Eine
beigefügte Bibliographie weist den interessierten Leser auf weitere Literatur
hin.
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